
Bekanntmachung 
über die Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses für das Bauvorhaben 

„B 95 – Ausbau nördlich Annaberg“ 
I. 

Mit Planfeststellungsbeschluss der Landesdirektion Sachsen vom 11. Juli 2022 (Gz.: 32-
0522/1158) ist der Plan für das oben genannte Vorhaben gemäß § 17 Satz 1 des Bundesfern-
straßengesetzes (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 
1206), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2022 (BGBl. I S. 922) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 74 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 24 Abs. 3 
des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) geändert worden ist, festgestellt worden.  

II. 

1. Da es sich um ein UVP-pflichtiges Vorhaben handelt, ist gemäß § 9 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Feb-
ruar 2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBl. I 
S. 1245) geändert wurde, in Verbindung mit § 74 Abs. 5 Satz 2 VwVfG, die Entscheidung über 
das Vorhaben öffentlich bekannt zu machen. 

2. Je eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses liegt zusammen mit einer Ausfertigung 
der festgestellten Planunterlagen in der Zeit 

vom 4. Oktober 2022 bis 18. Oktober 2022   

in der Stadtverwaltung Schneeberg, Verwaltungsgebäude Schulgasse 9, Fachbereich Bau-
amt, Schulgasse 9 in 08289 Schneeberg, während der Dienststunden 

Montag 09:00 - 12:00 Uhr 

Dienstag 09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 18:00 Uhr 

Donnerstag 09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 17:00 Uhr 

Freitag 09:00 - 11:00 Uhr 

 
in der Gemeindeverwaltung Thermalbad Wiesenbad, Sitzungszimmer der Finanzverwal-
tung, Mühle 1 in 09488 Thermalbad Wiesenbad, während der Dienststunden 
 
          Montag  07:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 16:00 Uhr 
          Dienstag  07:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 18:00 Uhr 
          Mittwoch  07:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 16:00 Uhr 
          Donnerstag 07:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 16:00 Uhr 
          Freitag  07:00 - 12:15 Uhr 
 
in der Gemeindeverwaltung Tannenberg, Amtszimmer des Bürgermeisters, Rittergut 1 in 
09468 Tannenberg, während der Dienststunden 
  
          Montag  07:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 16:00 Uhr 
          Dienstag  07:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 18:00 Uhr 
          Donnerstag 07:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 16:00 Uhr 
   
in der Gemeinde Hartmannsdorf, Gemeindeamt, Badstraße 1 in 08107 Hartmannsdorf bei 
Kirchberg, während der Dienststunden  
 
          Montag  08:00 - 12:00 Uhr  
          Dienstag  08:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 18:00 Uhr           
          Donnerstag 08:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 16:00 Uhr 



          
in der Gemeindeverwaltung Stützengrün, Bauamt, Zimmer 7, Hübelstraße 12 in 08328 
Stützengrün, während der Dienststunden 
 
          Montag  09:00 - 12:00 Uhr  
          Dienstag  09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 18:00 Uhr           
          Donnerstag 09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 15:30 Uhr 
          Freitag  09:00 - 12:00 Uhr 
 
in der Gemeindeverwaltung Zschorlau, Bauverwaltung, Zimmer 12, August-Bebel-Straße 
78 in 08321 Zschorlau, während der Dienststunden 
          Montag  09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 16:00 Uhr 
          Dienstag  09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 16:00 Uhr  
          Donnerstag 09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 18:00 Uhr  
          Freitag  09:00 - 12:00 Uhr 
 
zu jedermanns Einsicht aus. 

3. Der Planfeststellungsbeschluss wird denjenigen, über deren Einwendungen entschieden wor-
den ist, und den Vereinigungen, über deren Stellungnahmen entschieden worden ist, zuge-
stellt (§ 74 Abs. 4 VwVfG). 

4. Der Planfeststellungsbeschluss gilt mit Ende der Auslegungsfrist allen übrigen Betroffenen ge-
genüber als zugestellt (§ 74 Abs. 4 Satz 3 VwVfG). 

5. Bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist kann der Planfeststellungsbeschluss von den Betroffe-
nen und denjenigen, die Einwendungen rechtzeitig erhoben haben, bei der Landesdirektion 
Sachsen, Dienststelle Chemnitz, Altchemnitzer Straße 41, 09120 Chemnitz, schriftlich ange-
fordert werden. 

6. Zusätzlich können der Planfeststellungsbeschluss und die Planunterlagen über die Internet-
Seite https://www.uvp-verbund.de/ eingesehen werden. Für die Vollständigkeit und Überein-
stimmung der im Internet veröffentlichten Unterlagen mit den amtlichen Auslegungsunterlagen 
wird keine Gewähr übernommen. Der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen ist maß-
geblich. 

III. 

Gegenstand des Vorhabens ist der Ausbau der B 95 zwischen dem Ortsausgang des Ortsteiles 
Schönfeld der Gemeinde Thermalbad Wiesenbad bis ca. 700 m vor dem Ortseingang der Stadt 
Annaberg-Buchholz im Landkreis Erzgebirgskreis des Freistaates Sachsen auf einer Länge von 
1.326 m. 

Es ist vorgesehen zur Überbrückung des Höhenunterschiedes zwischen der Zschopau (466 m) 
und dem Bauende (535 m) eine Talbrücke mit 375 m Länge zu errichten. Im Zuge des Ausbaus 
werden die S 261 planfrei sowie die Ortsstraße Bahnhofstraße (ehemals K 7111) plangleich an 
die B 95 neu angebunden und im Bereich der Steigungsstrecke vom planfreien Knoten bis zum 
Bauende ein Zusatzfahrstreifen angeordnet. 

Dem Träger der Straßenbaulast wurden Auflagen, Erlaubnisse und Genehmigungen erteilt.  

In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen, Forde-
rungen und Anregungen entschieden worden. 

https://www.uvp-verbund.de/


Die in den Planunterlagen enthaltenen Grunderwerbsunterlagen enthalten aus Datenschutzgrün-
den keine Angaben über Namen und Anschriften der Grundeigentümer. Betroffenen Grundeigen-
tümern wird von der auslegenden Stelle oder der Planfeststellungsbehörde auf Anfrage Auskunft 
über die von dem Vorhaben betroffenen eigenen Grundstücke gegeben. 

IV. 

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach seiner Zustellung 
beim Sächsischen Oberverwaltungsgericht, Ortenburg 9, 02625 Bautzen (Postanschrift: Sächsi-
sches Oberverwaltungsgericht, Postfach 44 43, 02634 Bautzen), schriftlich Klage erhoben wer-
den. Die Klage kann auch elektronisch erhoben werden nach Maßgabe des § 55a der Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) sowie der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung (ERVV) vom 
24. November 2017 (BGBl. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fassung. 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Sachsen) und den Gegenstand des Klage-
begehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist von zehn Wochen nach Klageerhe-
bung anzugeben. Erklärungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht 
werden, können durch das Gericht zurückgewiesen werden. 

Der Kläger muss sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Welche Bevollmächtigten 
dafür zugelassen sind, ergibt sich aus § 67 in Verbindung mit Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO). 

Landesdirektion Sachsen, 5. September 2022 

Andrea Staude 
Vizepräsidentin der Landesdirektion Sachsen 
 


